
Wohnungs- und Immobilienwirtschaft warnt vor falschen 
Weichenstellungen beim Glasfaserausbau 

Haus & Grund, GdW und BFW fordern praxisgerechte Anpassungen bei der geplanten 
TKG-Novelle 

Die drei führenden Verbände der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft – Haus & Grund 
Deutschland, der Bundesverband deutscher Wohnungs- und Immobilienunternehmen GdW 
sowie der BFW Bundesverband Freier Immobilien- und Wohnungsunternehmen – appellieren 
an die Bundesregierung, bei der geplanten Änderung des Telekommunikationsgesetzes (TKG) 
die richtigen Rahmenbedingungen für den Glasfaserausbau zu schaffen. 

Die Verbände begrüßen den politischen Willen, den Glasfaserausbau zu beschleunigen. 
Allerdings würden die derzeit vorliegenden Eckpunkte des Bundesministeriums für Digitales 
und Staatsmodernisierung (BMDS) in ihrer jetzigen Form teilweise das Gegenteil bewirken: 
Investitionen würden erschwert und Kooperationen zwischen 
Telekommunikationsunternehmen und Wohnungswirtschaft gefährdet. 
 
Ein besonders kritischer Punkt ist die geplante Ausweitung der sogenannten Duldungspflicht, 
nach der Gebäudeeigentümer einem Vollausbau zustimmen müssten. Dies würde nach 
Ansicht der Verbände nicht zu einem beschleunigten Ausbau führen, sondern vielmehr zu 
Unsicherheit, Rechtsstreitigkeiten und Verzögerungen. Zudem würden marktstarke 
Telekommunikationsunternehmen zu Lasten mittelständischer Wettbewerber einseitig 
gestärkt. Auch die vorgeschlagenen Änderungen zur Mitnutzung bestehender Netze und die 
Beibehaltung der ausschließlich Gebäudeeigentümer diskriminierenden Konzernklausel 
stehen nach Ansicht der Verbände einem fairen Wettbewerb sowie europarechtlichen 
Vorgaben im Weg. 
 
Die drei Verbände fordern daher die Bundesregierung auf, bei den Überlegungen für die 
TKG-Novelle grundlegend nachzubessern und gemeinsam mit der Wohnungs- und 
Immobilienwirtschaft praxisgerechte Lösungen zu erarbeiten. 

 

Haus & Grund-Präsident Kai Warnecke:  

„Der Glasfaserausbau ist ein zentrales Infrastrukturprojekt, das wir ausdrücklich 
unterstützen. Aber er darf nicht zulasten von Eigentumsrechten und fairen 
Wettbewerbsbedingungen erfolgen. Eine Ausweitung der Duldungspflichten würde 
Rechtsunsicherheit und Konflikte schaffen, statt den Ausbau zu beschleunigen. Was wir 
brauchen, sind verlässliche, partnerschaftliche Rahmenbedingungen, die Investitionen 
fördern und Kooperationen stärken. Nur so können wir gemeinsam die digitale Zukunft 
erfolgreich gestalten.“ 

GdW-Präsident Axel Gedaschko:  

„Unsere Wohnungsunternehmen sind zentrale Partner beim Glasfaserausbau – sowohl im 
Neubau als auch in der Nachrüstung von Beständen. Doch statt den Ausbau zu erleichtern, 
drohen die vorgeschlagenen Regelungen, Investitionen zu hemmen und die erfolgreiche 



Zusammenarbeit von Wohnungswirtschaft und Netzbetreibern zu unterlaufen. Wir brauchen 
keine Überregulierung und Zwang, sondern verlässliche und investitionsfreundliche 
Rahmenbedingungen.“ 

BFW-Präsident Dirk Salewski:  

„Die mittelständischen Immobilien- und Wohnungsunternehmen sind natürlich am schnellen 
und reibungslosen Glasfaserausbau interessiert. Kontraproduktive Eingriffe in Grundrechte 
der Eigentümer und in den Wettbewerb lehnen wir jedoch klar ab. Zwangsweise einen 
bestimmten Anbieter festzulegen, bedroht Investitionsbereitschaft und die partnerschaftliche 
Kooperation, die den Glasfaserausbau bislang getragen hat.“ 

 

Nur, wenn partnerschaftliche Modelle zwischen Telekommunikationswirtschaft und 
Wohnungs- und Immobilienunternehmen gestärkt werden, kann der Glasfaserausbau in 
Deutschland schnell, flächendeckend und verbraucherfreundlich umgesetzt werden. 

 


